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Beschliessende Stelle:  
Im Namen des Regierungsrates 
Der Regierungspräsident: Beat Jans 
Die Staatsschreiberin: Barbara Schüpbach-Guggenbühl 

Der vollständige Beschluss kann im PDF-Anhang eingesehen werden. 

Ergänzende rechtliche Hinweise:  
Gegen diesen Beschluss kann Rekurs beim Verwaltungsgericht erhoben werden. Neue 
Einwände sind ausgeschlossen, wenn sie bereits im Einspracheverfahren hätten 
vorgebracht werden können. 
Der Rekurs ist innerhalb von zehn Tagen nach der Zustellung dieses Beschlusses beim 
Verwaltungsgericht anzumelden. Innerhalb von 30 Tagen, vom gleichen Zeitpunkt an 
gerechnet, ist die Rekursbegründung einzureichen, welche die Anträge der Rekurrentin 
bzw. des Rekurrenten und deren Begründung mit Angabe der Beweismittel zu enthalten 
hat. 
Bei völliger oder teilweiser Abweisung des Rekurses können die amtlichen Kosten, 
bestehend aus einer Spruchgebühr sowie den Auslagen für Gutachten, Augenscheine, 
Beweiserhebung und andere besondere Vorkehren, der Rekurrentin bzw. des 
Rekurrenten ganz oder teilweise auferlegt werden.



 
 

 
 

Linienänderung und Änderung eines Bebauungsplans im Bereich Binnin-
gerstrasse, Viaduktstrasse und Heuwaage (Areal Nachtigallenwäldeli) 
 
(Vom 2. Mai 2023) 
 
Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt, gestützt auf die §§ 101 und 106 des Bau- und 
Planungsgesetzes (BPG) vom 17. November 19991, beschliesst: 
 
 
I. Linienänderung 
Der Linienplan Nr. 14‘267 in der Revision vom 27. November 2022 von Städtebau & Architek-
tur für die Änderung der Bau- und Strassenlinien im Bereich Reinacherstrasse, Münchenstei-
nerstrasse und Dornacherstrasse wird genehmigt. 
 
 
II. Änderung eines Bebauungsplans 
Der Grossratsbeschluss betreffend Zonenänderung, Festsetzung eines Bebauungsplans 
(Bebauungsplan Nr. 195) und Abweisung von Einsprachen im Bereich Kuppel / Gaswerk an 
der Binningerstrasse vom 16. Februar 2011 wird wie folgt geändert: 
 
Ziff. 1 erhält folgende neue Fassung: 
1. Der Bebauungsplan Nr. 13‘351 in der Revision vom 6. März 2023 von Städtebau & Ar-

chitektur wird verbindlich erklärt. 
 

Ziff. 2 lit. a) erhält folgende neue Fassung: 
a) Im Bereich A sind kulturelle und gastronomische Nutzungen erlaubt. Neubauten haben 

sich in die Parkumgebung einzuordnen. Die maximale Höhe beträgt 12 m.  
- Im Bereich A1 ist eine parkorientierte gastronomische Nutzung zulässig.  
- In den Bereichen A2 und A3 sind kulturelle, musikalische Nutzungen erlaubt.  
- Im Bereich A4 sind jeweils vom 15. Oktober bis 15. April Bauten für eine parkorien-

tierte gastronomische Nutzung erlaubt. Die Bauten müssen jeweils spätestens eine 
Woche nach dem 15. April abgebaut und entfernt sein. Unbeachtliche Bauteile ge-
mäss § 33 BPG sind auch über den Bereich A4 hinaus zulässig. Ausstattungsele-
mente des Aussenraums sind nicht durch die Vorschrift für Bereich A4 mitgemeint 
und unabhängig davon zu beurteilen. Im öffentlichen Fussweg entlang Bereich A4 
muss eine Durchfahrtsbreite von 3 m dauerhaft freigehalten werden. Auch von der 
Parkseite muss ein Zugang zur Nutzung im Bereich A4 sichergestellt werden. 

 
 
III. Publikation 
Dieser Beschluss ist mit Rechtsmittelbelehrung zu publizieren. Er tritt am fünften Tag nach der 
Publikation in Kraft. 
 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
Gegen diesen Beschluss kann Rekurs beim Verwaltungsgericht erhoben werden. Neue Ein-
wände sind ausgeschlossen, wenn sie bereits im Einspracheverfahren hätten vorgebracht 
werden können. 
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Der Rekurs ist innerhalb von zehn Tagen nach der Zustellung dieses Beschlusses beim Ver-
waltungsgericht anzumelden. Innerhalb von 30 Tagen, vom gleichen Zeitpunkt an gerechnet, 
ist die Rekursbegründung einzureichen, welche die Anträge der Rekurrentin bzw. des Rekur-
renten und deren Begründung mit Angabe der Beweismittel zu enthalten hat. 
 
Bei völliger oder teilweiser Abweisung des Rekurses können die amtlichen Kosten, bestehend 
aus einer Spruchgebühr sowie den Auslagen für Gutachten, Augenscheine, Beweiserhebung 
und andere besondere Vorkehren, der Rekurrentin bzw. des Rekurrenten ganz oder teilweise 
auferlegt werden. 
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